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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung und Immunität 
(1. Ausschuß) 

über die Wahlanfechtung des Landesvorsitzenden der 
Bayernpartei, Dr. Besold, im Namen der Partei und im 
eigenen Namen und anderer Mitglieder der Bayernpartei 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 2. Deutschen Bundes- 
tag am 6. September 1953 der Landesliste Bayern der 
CSU und SPD sowie der im Wahlkreis 200 (München- 
Nord) und 203 (München -West) gewählten Abgeordneten 
Gumrum und Dr. Graf 
- Az. 6/53 bis 12/53 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. von Merkatz 
Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 2. April 1954 


Der Ausschuß für Wahlprüfung 
und Immunität 

Dr. Schneider (Lollar) Dr. von Merkatz 
Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Beschluß 


In den Wahlanfeditungssachen — Az. 6/23 
bis 12/53 — des 

1. Landesvorsitzende der Bayernpartei, 
Dr. Anton Besold, im Namen der Partei 
und im eigenen Namen — Az. 6/53 — 

2. Dr. Carljörg Ladierbauer — Az. 7/53 — 

3. Dr. Hugo Decker — Az. 8/53 — 

4. Emil Mergler — Az. 9/53 — 

5. Dr. Otmar Zilk — Az. 10/53 — 

6. Otto Haaser — Az. 11/53 — 

7. Josef Plöckl — Az. 12/53 — 

betr. Wahl zum 2. Deutsdien Bundestag am 
6. September 1953 der Landesliste Bayern der 
CSU und SPD sowie der im Wahlkreis 200 
(Mündien-Nord) und 203 (München- West) 
gewählten Abgeordneten Goamrum und 
Dr. Graf hat der Deutsche Bundestag in seiner 
Sitzung am beschlossen: 

Die Wahleinsprüche werden zurüchge- 
wiesen. 

Tatbestand: 

Die Einspruchsführer haben mit Schreiben 
vom 13. Oktober 1953, 22. Oktober 1953 
und 23. Oktober 1953 fristgerecht Einspruch 
eingelegt gegen die Gültigkeit der Wahl der 
Abgeordneten der Landesliste Bayern der 
CSU 

Lang, Georg 
Geisendörfer, Ingeborg 
Leukert, Edmund 
Miller, Anton 

sowie gegen die Gültigkeit der Wahl der 
Abgeordneten der Landesliste Bayern der 
SPD 

Kahn-Ackermann, Georg 
Op den Orth, Franz 
Thieme, Willy 

sowie gegen die Feststellung des Landeswahl- 
ausschusses in Bayern, daß die Abgeordneten 
Gumrum, Otto (Wahlkreis 200 München- 


Nord) und Dr. Graf, Benno (Wahlkreis 203 
München-West) der CSU zugerechnet und als 
Abgeordnete der CSU wahltechnisch behan- 
delt werden. 

Sie beantragen, die in den Wahlkreisen 
München-Nord bzw. München- West gewähl- 
ten Kandidaten Gumrum und Dr. Graf als 
Kandidaten der Bayernpartei zu erklären und 
in Anwendung des § 9 Abs. 4 des Bundes- 
wahlgesetzes vom 8. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 470) festzustellen, daß bei Ver- 
teilung der Sitze auf die Landeslisten die 
Landesliste der Bayernpartei berücksichtigt 
und ihr insgesamt 9 Sitze nach Abzug der 
beiden direkt gewählten Kandidaten Gum- 
rum und Dr. Graf zugeteilt werden. 

— Auf Beschluß des Ausschusses für Wahl- 
prüfung und Immunität wurden die Ein- 
sprüche Az. 6/53 bis 12/53 zusammenhängend 
behandelt, weil sie denselben Sachverhalt be- 
treffen, dieselben Anträge enthalten und auf 
dieselbe Weise begründet sind. — 

Die Einspruchsführer der Akten 7/53 bis 
11/53 haben Dr. Decker und Dr. Lacherbauer 
zu Bevollmächtigten bestellt. Ein Vollmachts- 
entwurf, der dem Einspruch Plöckl (Az. 12/53) 
beilag, ist nicht unterschrieben. 

Zur Begründung berufen sich die Ein-- 
Spruchsführer auf das Wahlabkommen zwi- 
schen der CSU, Bezirksverband München, und 
der Bayernpartei, Kreisverband München, 
vom 3. August 1953. Das Wahlabkommen 
hat folgenden Wortlaut: 

„Die Christlich-Soziale Union, Bezirksver- 
band München, vertreten durch den Vor- 
sitzenden Herrn Dr. Josef Müller, 

und 

die Bayern-Partei, Kreisverband München, 
vertreten durch 

treffen hiermit für die Bundestagswahlen 
1953 folgende 


2 



Vereinbarung 

1 . Die Christlich-Soziale Union München 
verziditet darauf, in den Bundestags- 
wahlkreisen München-Nord und Mün- 
chen-West einen eigenen Wahlkreisvor- 
schlag beim Kreiswahlleiter einzureichen. 
Der Kreisverband der Bayern-Partei 
München verzichtet seinerseits hier- 
mit darauf, in den Bundcstagswahlkrei- 
sen Miindien-Süd und München-Ost 
einen eigenen Wahlkreisvorschlag beim 
Kreiswahlleiter einzureichen. 

2. Die Bayern-Partei sieht davon ab, im 
Wahlkreis Augsburg-Stadt einen eige- 
nen Wahlvorschlag einzureichen. 

3. Die Einreichung der Kreiswahlvor- 
schläge beider Parteien wird gemeinsam 
und gleichzeitig von den Vertrauens- 
männern der beiden Parteien vorge- 
nommen. 

4. Zur Durdiführung dieser Vereinbarung 
bestellt jede der beiden Parteien je zwei 
Vertreter.“ 

Die vier Münchener Wahlkreise wurden 
zwischen Bayernpartei und CSU aufgeteilt, 
und zwar je zwei Wahlkreise für die CSU 
und die Bayernpartei. Bei Zustandekommen 
des Wahlabkommens waren bereits vier Kan- 
didaten der Bayernpartei aufgestellt. Zwei 
der betroficnen Kandidaten sind dann im 
Interesse des Zustandekommens des Wahl- 
abkommens zurückgetreten. Wegen auftre- 
tender Schwierigkeiten ist dann eine Zusatz- 
vereinbarung mit folgendem Wortlaut ge- 
troffen worden: * 

„Es wird Bezug genommen auf die zwischen 
der Christlich-Sozialen Union, Bezirksver- 
band München, 

und 

der Bayern-Partei, Kreisverband München, 
am 3. August 1953 vorgeschlagene Wahl- 
vcrelnbarung. 

Durch interne Vorgänge innerhalb der 
Bayern-Partei vnirde die Durchführung 
dieser Wahlvereinbarung unmöglich ge- 
macht. 

Auf Grund dieser Tatsache wird folgende 

Zusatzvereinbarung 

getroffen. 

1 . Die Christlich-Soziale Union, Bezirks- 
verband München, bestellt in der Be- 
zirksversammlung vom 19. August 1953 
als Kandidaten der Christlich-Sozialen 
Union für den Wahlkreis München- 


Nord Herrn Stadtrat Otto G u m r u m, 
Stadt. Oberingenieur und tedinischer 
Amtmann z. Wv., und für den Wahl- 
kreis München-West den Vorsitzenden 
des Landesausschusses und stellv. Kreis- 
vorsitzenden der ' Bayern-Partei 
Dr. Benno Graf, Studienrat, für die 
Bundestagswahlen 1953. 

2. Die beiden Kandidaten erklären vor der 
Annahme der Bestellung durdi die 
Chrlstlldi-Soziale Union, daß sie auf 
die Bestellung als Wahlkreisbewerber 
der Bayern-Partei verzichten. Der Wahl- 
bewerber, Herr Gumrum, gibt darüber 
hinaus am 20. August 1953 gegenüber 
der Landesleitung der Bayern-Partei 
und dem Landeswahlleiter die Verzichts- 
erklärung auf die Bestellung als Landes- 
listenbewerber der Bayern-Partei ab. 

3. Die Wahlbewerber der Christlich-So- 
zialen Union Otto Gumrum und 
Dr. Benno Graf werden von der Chrlst- 
lidi-Sozialen Union in Kenntnis der 
Tatsache nominiert, daß sie Mitglieder 
der Bayern-Partei bleiben. 
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Es ist dann tatsächlich dahin gekommen, 
daß in den Wahlkreisen 200 (München-Nord) 
und 203 (München-West) Mitglieder der 
Bayernpartei, nämlich Otto Gumrum und 
Dr. Benno Graf, ohne Konkurrenz von Mit- 
gliedern der CSU aufgestellt wurden, aber 
nidit auf Wahlvorschlägen der Bayernpartei, 
sondern auf solchen der CSU. Wahlvorscliläge 
der Bayernpartei für die Wahlkreise 201 und 

202 sind nicht zur Wahl gestellt worden. In 
allen vier Mündiener Wahlkreisen sind die 
von der CSU genannten Bewerber siegreich 
gewesen, und zwar audi Gumrum und 
Dr. Graf. Diese haben auch die Wahl ange- 
nommen und werden in der Liste der Bun- 
destagsabgeordneten als Mitglieder der CDU/ 
eSU-Fraktion geführt. 

Die Einspruchsführer gehen nicht darauf 
aus, die Wahlen in den Wahlkreisen 200 und 

203 anzufechten. Die Einsprüche gehen viel- 
mehr von der Gültigkeit der Wahl aus, be- 
gehren aber, daß die beiden gewählten Ab- 
geordneten der Bayernpartei zugerechnet 
werden und daß Infolgedessen in Anwendung 
des § 9 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes die 
Bayernpartei beim Verhältnisausgleich mit 
neun Sitzen bedaclit werde. Dies hätte zur 
Folge, daß neben Gumrum und Dr. Graf die 
sieben Einspruchsführer als gewählt zu gelten 
hätten, während vier Abgeordnete der CSU 
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(Lang, Gelsendörfer, Leukert und Miller) — 
Nr. 16, 19, 20 und 21 der Landesliste der 
CSU — und drei Abgeordnete der SPD 
(Kahn- Ackermann, Op den Orth undThieme) 

— Nr. 24, 25 und 26 der Landesliste der SPD 

— Ihrer Sitze verlustig gingen. 

Entscheidungsgründe: 

Der Antrag der Binsprudisführer, die er- 
folgreichen Kandidaten Gumrum und 
Dr. Graf nicht der CSU, sondern der Bayern- 
partei zuzurechnen, ist unzulässig, denn Ge- 
genstand der Wahl In den einzelnen Wahl- 
kreisen Ist die Person des Abgeordneten, nicht 
die Parteibezeldinung, unter der er aufgetre- 
ten ist. Tatsache ist, daß die Abgeordneten 
Gumrum und Dr. Graf auf Wahlvorsdilägen 
der CSU gewählt worden sind, obwohl sie 
Mitglieder der Bayernpartei waren. Gegen- 
stand des Wahlprüfungsverfahrens ist nach 
§ 1 Abs. 1 des Wahlprüfungsgesetzes vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166) die 
Gültigkeit der Wahl, d. h. die Frage, ob der 
in den Bundestag zu entsendende Abgeord- 
nete tatsächlich gewählt ist oder nicht. Mit 
der Gültigkeit der Wahl hat es nichts zu tun, 
ob der gewählte Abgeordnete der Fraktion 
derjenigen Partei, die ihn aufgestellt hat, 
überhaupt beitritt oder ob er sich später von 
ihr trennt. Ein anderer Gesichtspunkt ist der, 
ob wegen des Wahlerfolgs von Gumrum und 
Dr. Graf, die der Bayernpartei im Zeitpunkt 
der Wahl angehört haben, diese Partei An- 
spruch auf die Zuteilung von Sitzeru im Ver- 
hältnisausgleich hat. Die Bayernpartei hat 
überhaupt an Zweitstimmen 465 641 auf sich 
vereinigt. Dies sind weniger als 5 v. FI. der 
gesamten im Bundesgebiet abgegebenen Stim- 
men. Ein Mandat in unmittelbarer Wahl hat 
sie nirgendwo erlangt. Sie könnte also, was 
sie auch beantragt, nur dann gemäß § 9 Abs. 4 
des Bundeswahlgesetzes berüdksichtigt werden, 
wenn die Mandate der direkten Wahl in den 
Wahlkreisen 200 und 203 Ihr zugerechnet 
werden könnten. Eine solche Zurechnung 
kann jedoch, wie bereits oben gesagt, nicht 
erfolgen, da die Bewerber Gumrum und 
Dr. Graf unter der Bezeichnung der CSU und 
auf deren Vorschlag auf getreten und gewählt 
sind, so daß deren Mandate audi nidit Im 
Sinne des § 9 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes 
von einer anderen Partei errungen worden 
sind. Keine Vorschrift des Grundgesetzes oder 
der Wahlgesetze und Wahlordnungen schreibt 
vor, daß ein Wahlbewerber derjenigen Par- 
tei angehören müsse, von der er aufgestellt 
wird. Es ist auch kein Grund ersichtlich, 


warum das der Fall sein sollte. Wenn eine 
Partei glaubt, einem ihr nicht angehörigen 
Bewerber ihre . Unterstützung geben zu kön- 
nen, und wenn die der Partei anhängenden 
Wähler in der Wahl ihr folgen, so kommt 
der von der Partei gestaltete politische Wille 
zum Ausdruck, wenn auch dergleichen Fälle 
nicht eben häufig sein werden. In Deutsch- 
land mit seinem Mehrparteiensystem sind 
solche Möglichkeiten aber der politischen Lage 
konform, weil zu bestimmten Zeitpunkten 
die Verwandtschaft benachbarter Parteien 
sich stärker auswirkt als Ihre Verschieden- 
heiten. Es darf auch daran erinnert werden, 
daß in den Vereinigten Staaten von Amerika 
vor der letzten Präsidentenwahl lange unklar 
blieb, von weldier Partei Elsenhower sich als 
Bewerber aufstellcn lassen wollte. 

Worauf es bei der Wahl und der Beurtei- 
lung ihrer Gültigkeit allein ankommt, ist die 
Bewerbung, wie sie sich dem Wähler darge- 
stellt hat. Es mag durchaus sein, daß der In- 
teressierte Wähler in den Wahlkreisen 200 
und 203 gewußt hat, welche Abmadiungen 
zwischen der CSU und der Bayernpartei ge- 
troffen w^iren. Bei der Abgabe der Erst- 
stimmen ist das aber keineswegs entscheidend. 
Für CSU oder Bayernpartei konnte sich der 
Wähler bei der Abgabe der Zweitstimme ent- 
scheiden. Wollte die Bayernpartei den Erfolg 
ihrer Zweitstimmen sichern, so mußte sie als 
Partei bei den Erfolgen in den einzelnen 
Wahlkreisen in Erscheinung treten. Sie mußte 
unter Ihrer eigenen Flagge ein direktes Mandat 
erlangen. Im übrigen war die Bayernpartei 
keineswegs auf das Münchener Abkommen 
allein angewiesen. Auch im Wahlkreis Bayreuth 
hatte die CSU keinen Bewerber aufgestellt, 
und die Erststimmen der CSU-Wähler sind 
offenbar auf den Wahlkreisbewerber der 
Bayernpartei gefallen. Er ist aber trotzdem 
unterlegen. Es besteht keine Möglichkeit, daß 
ein Abkommen zwischen CSU und Bayern- 
partei berücksiditlgt wird, da es nach außen 
hin, dem Wähler gegenüber, nicht in der er- 
forderlidien Form zur Entscheidung gestellt 
worden ist. Die Entscheidung über die Ein- 
sprüche entspricht auch dem Ergebnis der 
Wahl In den Wahlkreisen 200 und 203. An 
Erststimmen hat im Wahlkreis 200 Gumrum 
56 493 Stimmen erhalten gegen 37 514 des 
nächsterfolgreichen Bewerbers der SPD. Die 
Zweitstimmen verteilen sich mit 46 319 auf 
die CSU, 13 408 auf die Bayernpartei, wäh- 
rend die SPD 36 239 erhielt. Im Wahlkreis 
203 entfielen auf den erfolgreichen Dr. Graf 
51 666 Erststimmen, auf den nachfolgenden 
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SPD-Kandidaten 37 517. An Zweitstimmen 
erzielte die CSU 40 632, die Bayernpartei 
12 969, die SPD 36 024. Demnach wäre auch 
ohne Wahlbündnis voraussichtlich ein CSU- 
Kandidat in beiden Wahlkreisen über den 
SPD-Kandidaten siegreidi gewesen. 

Der § 9 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes 
läßt keine Zweifel offen, wie bei Wahlbünd- 
nissen zur Sicherung von Direktmandaten 
für kleine Parteien zu verfahren gewesen sei. 
Solche Abkommen sind mehrfach getroffen 
worden, aber immer in der Form, daß der 
von mehreren Parteien begünstigte Kandidat 
für diejenige Partei aufgestellt wurde, der er 
angehörte und der er die Berücksichtigung im 
Verhältnisausgleich sichern sollte. Hierbei 


wird auf das Abkommen der CDU mit dem 
Zentrum über den Wahlkreis Oberhausen 
hingewiesen. 

Nach vorstehenden Gründen mußten die 
Einsprüche zurückgewiesen werden. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bun- 
desverfassungsgericht binnen einem Monat 
nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im 
§ 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen zulässig. 
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